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Zuhalt. 


Wie viele Wahlgänge haben nach der Landtagswahlordnung für 
Steiermark eventuell ſtattzufinden? Von Joſef Gaber, Stadtraths⸗ 
Commiſſär in Graz. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die wiſſentlich falſche Anzeige eines Scheinredacteurs bei der Behörde (8 10 
Pr. G) an Stelle des verantwortlichen Redacteurs begründet das Vergehen 
des § 11, 2. Abſatz Preßgeſetzes. 

Haftung des Dienſtherrn für die von den Dienſtleuten in Ausübung ihres Dienſtes 
begangenen Beſitzſtörungen. 

Rückſichtnahme auf den Beſtand bürgerlicher Ehehinderniſſe bei der Entſcheidung 
über die Ertheilung des politiſchen Eheconſenſes. 

Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 

in Landesculturangelegenheiten. 


Notiz. 


Wie viele Wahlgänge haben nach der Landtags- 


wahlordnung für Steiermark eventuell ſtattzufinden? 


Von Joſef Gaber, Stadtraths⸗Commiſſär in Graz. 


Aus Anlaß der Vorbereitungen zu den Landtagswahlen, deren 
Vornahme im Monate März l. J. beabſichtiget war, ſind rückſichtlich 
der Zahl der Wahlgänge, welche für die Wahl eines Landtagsabgeord⸗ 
neten eventuell ſtattzufinden haben, in maßgebenden Kreiſen differente 
Anſchauungen zu Tage getreten, indem von einer Seite behauptet 
wurde, es habe, falls bei der erſten Abſtimmung ſich für einen oder den 
anderen Abgeordneten eine abſolute Majorität nicht ergibt, ein zweiter 
Wahlgang ſtattzufinden und erſt, wenn ſich bei dieſem noch keine 


der Stimme entſcheidet in allen Fällen das Los, welches von dem Vor⸗ 
ſitzenden der Wahlcommiſſion zu ziehen iſt.“ 

Ss 48. „Kommt bei dem Abſtimmungsacte für einen oder den 
anderen zu wählenden Abgeordneten keine ſolche Stimmenmehrheit zu 
Stande, jo wird ein zweites Scrutin vorgenommen und falls auch 

| bei dieſem nicht die nöthige Mehrheit ſich herausſtellet, zu der engeren 
Wahl geſchritten“. 

§ 49. „Bei der engeren Wahl haben die Wähler ſich auf jene 
Perſonen zu beſchräuken, die beim zweiten Scrutin nach denjenigen, 
welche die abſolute Mehrheit erlangten, die relativ meiſten Stimmen 
für ſich hatten. 
| Die Zahl der in die engere Wahl zu bringenden Perſonen iſt 
immer die doppelte von der Zahl der noch zu wählenden Abgeordneten. 

Jede Stimme, welche beim dritten Serutin auf eine nicht 
in die engere Wahl gebrachte Perſon fällt, iſt als ungiltig zu betrachten“. 

Faſſen wir den Sinn der citirten Paragraphe genau ins Auge, 
jo kann nicht zweifelhaft fein, daß dem Worte „Scerutin” in den 
bezogenen Geſetzesſtellen nicht die Bedeutung Stimmenzählung 
(für welche Handlung im vorliegenden Geſetze 8 46 der Ausdruck 
„Scrutiniruug“ gebraucht wird), ſondern vielmehr die Bedeutung 
„Abſtimmung“, „Stimmgebung“, „Wahlgang“ beizulegen iſt, 
in welcher übertragenen Bedeutung dieſes Wort auch ſonſt öfter An⸗ 
wendung findet; denn eine zweite Stimmenzählung würde ja — vor⸗ 
ausgeſetzt, daß die erſte richtig iſt — ohne eine vorausgegangene neuer⸗ 
liche Abſtimmung ebenfalls kein anderes Reſultat zu Tage fördern, als 
die erſte, und daß das Geſetz eine zweite Stimmenzählung augeordnet 
haben ſoll, weil möglicher Weiſe bei der erſten ein Irrthum unterlaufen 
kann, iſt nicht wahrſcheinlich, da ja auch bei der zweiten Stimmen⸗ 
zählung ein ſolcher nicht ausgeſchloſſen iſt. 

Aber auch die Stiliſirung des Geſetzes im dritten Abſatze des 
$ 49 ſpricht ſich, wie ich glaube, deutlich dahin aus; denn hier heißt 
es: „Jede Stimme, welche beim dritten Serutin auf eine nicht 


abſolute Stimmenmehrheit herausſtellt, ſei zur engeren Wahl zu ſchreiten, in die engere Wahl gebrachte Perſon fällt, iſt als ungiltig zu be⸗ 
während von anderer Seite die Anſicht ausgeſprochen wurde, es habe trachten“. Nach der Formulirung dieſes Satzes kann unter den darin 
in dieſem Falle keine zweite Abſtimmung, ſondern nur eine zweite bezeichneten (dritten) „Scrutin“, nicht Stimmenzählung, ſondern nur 
Stimmenzählung platzzugreiſen, nach welcher ſodann die engere Wahlgang gemeint ſein. Hätte der Geſetzgeber die gegentheilige Anſicht 


Wahl vorzunehmen ſei. 
Da die richtige Auslegung des Geſetzes in der angeregten Frage 
jedenfalls von Wichtigkeit iſt, indem bei einem dem Geſetze nicht ent⸗ 


ſprechenden Vorgange eine Beanſtändung der Wahl gewärtiget werden 


kann, ſo iſt die Erörterung dieſes Gegenſtandes gewiß keine müſſige zu 
nennen und ich will daher an der Hand des Geſetzes die Beantwortung 
der aufgeworfenen Frage verſuchen. 

Die einſchlägigen 88 47, 48 und 49 der Landtagswahlordnung 
für Steiermark vom 26. Februar 1861, R. G. Bl. Nr. 20 enthalten 
folgende Beſtimmungen: - 

§ 47. „Zur Giltigkeit der Wahl jedes Landtagsabgeordneten iſt 


die abſolute Mehrheit der Stimmenden nothwendig. Bei Gleichheit 


gehabt, ſo hätte er dieſen Abſatz offenbar anders ſtiliſiren müſſen. Denn 
bei der Stimmenzählung „fällt“ die Stimme nicht mehr auf eine 
Perſon, ſondern es kann da nur mehr conſtatirt werden, daß die 
Stimme auf eine beſtimmte Perſon „gefallen iſt“. Nun iſt aber 
die Abſtimmung bei der Wahl der Landtagsabgeordneten nach 8 41 
L. W. O. mündlich und nach § 44 L. W. O. hat die Wahlcommiſſion 
über die Giltigkeit oder Ungiltigkeit einzelner Wahlſtimmen ſogleich 
(alſo gleich bei deren Abgabe) zu entſcheiden. Würde alſo von einem 
Wähler der Name einer nicht in die engere Wahl gebrachten Perſon 
genannt, ſo müßte die Wahlcommiſſion ſofort die Ungiltigkeit dieſer 
Wahlſtimmen ausſprechen, welche daher bei der Stimmenzählung gar 
nicht mehr in Betracht kommen könnte. Folgt daraus, daß hier unter 


dem Ausdrucke „drittes Scrutin“ nichts anderes als dritter „Wahlgang“ 
gemeint ſein kann, ſo müſſen wir ſchließen, daß dieſem Ausdrucke auch 
im 8 48, welcher eventuell ein zweites Scrutin normirt, die Bedeutung 
„Wahlgang“, „Abſtimmung“, „Stimmgebung“ beizulegen iſt. 


Einen Fingerzeig für die dem urſprünglich in allen Landtags⸗ 
wahlordnungen gleich ausgedrückten Willen des Geſetzgebers entſprechende 
Auslegung der bezogenen Paragraphe finden wir übrigens in den revidirten 
Landtagswahlordnungen für Tirol, Niederöſterreich und Böhmen, deren 
den hier erörterten Gegenſtand betreffende Paragraphe durch die Geſetze vom 
17. April 1866, Nr. 44 L. G. Bl. für Tirol, 20. Mai 1870, Nr. 33 
L. G. Bl. für Niederöſterreich und vom 9. Jänner 1873, Nr. 1 
L. G. Bl. für Böhmen ') abgeändert wurden. 


In dieſen revidirten Landtagswahlordnungen iſt überall von einer 
zweiten Wahl die Rede, falls die erſte für einen oder den anderen 
Abgeordneten eine abſolute Majorität nicht ergibt, auf welche dann erſt 
eventuell die engere Wahl zu folgen hat. Man vergleiche beiſpielsweiſe 
die in der Anmerkung *) wörtlich angeführten 88 48 (Alin. 1 u. 3) 
und 49 der Landtagswahlordnung für Tirol, aus welcher ſich mit 
vollſter Deutlichkeit ergibt, daß die Worte „Scrutin“ und „Wahl“ 
gleichbedeutend zu nehmen ſind. 


Schließlich kann ich nicht unerwähnt laſſen, daß wenigſtens in der 
Landeshauptſtadt Steiermarks dem in Rede ſtehenden Geſetze die in 
dieſen Zeilen vertretene Auslegung bisher immer gegeben wurde, daß 
bei einer Landtagswahl in dieſer Stadt thatſächlich einmal ein zweiter 
Wahlgang vor der engeren Wahl ſtattgefunden hat und daß die bis⸗ 
herige Uebung bis in die jüngſte Zeit auch von keiner Seite an⸗ 
gefochten worden iſt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die wiſſentlich falſche Anzeige eines Scheinredacteurs bei der 
Behörde ($ 10 Pr. G.) an Stelle des verantwortlichen Nedacteurs 
begründet das Vergehen des § 14, 2. Abſatz Preßgeſetzes. 


Seit Juli 1875 erſchien in Trient die politiſche Zeitung „II 
Trentino“, als deſſen verantwortlicher Redacteur L. F. angegeben war. 
Die Zeitung wurde wiederholt mit Beſchlag belegt, unter anderem auch 
deßwegen, weil fie Aufſätze gebracht hatte, welche das Verbrechen der 
Störung der öffentlichen Ruhe und das Vergehen der Aufwiegelung 
begründeten. Damals ſchon ſtellten die Erhebungen die Gewißheit her, 
daß ſich L. F. an der Redaction der Zeitung nicht betheiligte. Der 
„Trentino“ hörte in Folge der Geldſtrafen welche die Caution erſchöpf⸗ 
ten, im Jänner 1877 auf zu erſcheinen. Aber bereits am 21. April 
machte L. F. bei der k. k. Staatsanwaltſchaft und bei der k. k. Polizei⸗ 
direction die Anzeige, daß unter ſeiner Redaction ein politiſch-ökonomiſches, 
induſtrielles und literariſches Blatt unter dem Titel „Il Trentino“ in 
Trient erſcheinen werde, und in der That erſchien auch vom 3. Mai 
an dieſes Blatt, auf welchem L. F. als verantwortlicher Redacteur 
angegeben war, während in Wirklichkeit andere Perſonen die Redaction 


) Vide die im Jahre 1876 im Verlage von Manz erſchienene Ausgabe 
der Staatsgrundgeſetze, 19. Band, S. 181, 411 und 500. 


) L. W. O. f. Tirol in der durch das Geſetz vom 17. April 1866 
geänderten Faſſung: ) 
„§ 48. Kommt bei dem Abſtimmungsacte für einen oder den anderen zu 
wählenden Abgeordneten keine ſolche Stimmenmehrheit zu Stande, ſo wird ein 
weites Serutin vorgenommen und falls auch bei dieſem nicht die nöthige 
Mehrheit ſich herausſtellt, zur engeren Wahl geſchritten. 

3 Dasſelbe hat auch an jedem Wahlorte der Städte und Orte zu gefchehen, 
wenn das Geſammtreſultat (8 46) keine abſolute Stimmenmehrheit nachweiſt. 

5 In dieſem Falle hat der Vorſtand des politiſchen Amtes des Vorortes 
die zweite, ſowie die allenfalls nöthige engere Wahl für die einzelnen Wahl⸗ 
orte auszuſchreiben und hiezu die Wähler zeitlich vorzuladen. 

In Betreff der Einſendung der Wahlacten, Vornahme der Serutinirung 
und Bekanntgebung des Reſultates haben auch für die zweite und die engere 
Wahl die vorangeführten Beſtimmungen (5 46) zu gelten.“ 

„8 49. Bei der engeren Wahl haben die Wähler ſich auf jene Perſonen 
zu beſchränken, die beim zweiten Serutin nach denjenigen, welche die abſo⸗ 
lute Majorität erlangten, die relativ meiſten Stimmen für ſich hatten.“ 


46 — 
führten, L. F. ſich daran gar nicht betheiligte und auch nicht die Abſicht 
hatte, ſich jemals daran zu betheiligen. Die Staatsanwaltſchaft klagte 
ihn deßhalb wegen Vergehens nach §8 11, Abſatz 2 des Preßgeſetzes 
vom 17. December 1862 an. Bei der Hauptverhandlung, welche bei 
dem k. k. Kreisgerichte Trient ſtattfand, begehrte der Angeklagte die 
Vorladung und Vernehmung mehrerer Zeugen, um zu beweiſen, daß er 
für den „Trentino“ die Correſpondenz überwachte und las, über die 
Aufnahme von Manuſcripten entſchied, und ſelbſt Artikel für das Blatt 
verfaßte. Dieſes Begehren wurde von dem Gerichtshofe zurückgewieſen. 
Das Urtheil vom 9. Auguſt lautete: „L. F. habe mit Beruſung auf 
§ 10 des Preßgeſetzes am 21. April 1877 bei der Staatsanwaltſchaft 
und bei der Polizeidirection eine Anzeige überreicht, in derſelben für 
den 3. Mai das Erſcheinen der politiſch-ökonomiſchen, induſtriellen und 
literariſchen Zeitung „Ii Trentino” angekündigt und die falſche Angabe 
beigefügt, daß dieſe Zeitung von ihm, L. F., werde redigirt werden, 
während er wußte, daß er bezüglich jener Zeitung in der That nur der 
Namensträger für andere Perſonen war und ſein ſollte, welche für ſich 
die ganze Redaction beſorgten, jedoch dem Geſetze gegenüber nicht als 
Redacteure erſcheinen wollten; er habe ſohin am 3. Mai auf Grund⸗ 
lage der erwähnten Anzeige, welche die ihm als falſch bekannte Angabe 
enthielt, dieſe Zeitung unter der Firma L. F., Herausgeber und verant⸗ 
wortlicher Redacteur, erſcheinen laſſen, und dadurch das im § 11, 2. 
Abſatz des Preßgeſetzes vom 17. December 1862 bezeichnete Vergehen 
begangen. In den Gründen des Urtheils wird geſagt, der Gerichtshof 
habe in thatſächlicher Beziehung als erwieſen angenommen, daß L. F. 
mit der Anzeige vom 21. April ſich bei der Staatsanwaltſchaft als 
verantwortlicher Redacteur des „Trentino“ eingeführt und auf Grund⸗ 
lage derſelben vom 3. Mai an die Zeitung herausgegeben; ferner daß 
er niemals die Abſicht gehabt habe, ſich mehr oder weniger mit der 
Redaction zu befaſſen, und daß er ſeit dem Erſcheinen des „Trentino“ 
keinen Antheil an der Zuſammenſtellung desſelben genommen habe Zu 
dieſer Ueberzeugung gelangte der Gerichtshof durch die Erwägung, „daß 
L. F. weder Studien gemacht, noch ſich eine allgemeine Bildung angeeignet 
habe, und daher zur Redaction eines Blattes, wie der „Trentino“. 
nicht fähig ſei; daß er auch früher als Redacteur dieſer Zeitung ſigurirt, 
derſelben jedoch bloß feinen Namen geliehen und die Redaction-anderen 
Perſonen überlaſſen habe, welche ſich vor dem Geſetze verbergen wollten; 
daß er nach Inhalt des Schriftſtückes vom 2. Mai 1877 auch vom 
3. Mai an bloß als eventueller Sündenbock fungiren, die Redaction 
des „Trentino“ aber von ganz anderen Perſonen beſorgt werden ſollte; 
daß er nach der Ausſage des Zeugen Prato demſelben gleich Anfangs 
bemerkte, er übernehme die Redaction bloß zum Scheine, werde ſich aber 
damit nicht befaſſen, da er mit ſeiner Typographie genug zu thun habe; 
daß er in der Vorunterſuchung nebenbei ſelbſt eingeſtanden habe, daß 
er für den „Trentino“ niemals etwas ſchrieb oder in denſelben einſchalten 
ließ, außer über Auftrag Derjenigen, mit welchen er den Vertrag 
vom 2. Mai abgeſchloſſen hatte; daß er ſelbſt das Geſtändniß ablegte, 
er habe die Anzeige von dem Erſcheinen des „Trentino“ nicht geleſen, 
noch das Programm gekannt, ſondern nur gewußt, daß er fälſchlich als 
verantwortlicher Redacteur aufgeführt wurde; daß endlich der Gerichts⸗ 
hof auf gewiſſe Zeugenausſagen, welche behaupten möchten, daß fich L. 
F. doch mehr oder weniger mit der Redaction beſchäftigte, keine Rückſicht 
genommen habe, weil er denſelben theils wegen ihrer Theilnahme an 
der falſchen Anzeige, theils wegen ihrer Abhängigkeit von L. F., welcher 
ſie beſolde, kein Vertrauen ſchenken konnte. Nach § 10 des Preßgeſetzes 
müſſe Jeder, welcher eine periodiſche Druckſchrift herauszugeben beabjichtigt, 
dieſes vorläufig dem Staatsanwalte und der Sicherheitsbehörde anzeigen, 
und in der Anzeige den Namen und Wohnort eines verantwortlichen 
Redacteurs angeben; unter „Redacteur“ ſei eine Perſon zu verſtehen, 
die ſich ganz oder zum Theile mit der Zuſammenſtellung der Zeitung 
beſchäftige, und welche dem Geſetze gegenüber für den Inhalt der Zeitung 
materiell und moraliſch die Verantwortung trage. Nach $ 11 des P. G. 
ſei aber jede wiſſentlich falſche Angabe, welcher in einer ſolchen Anzeige 
vorkomme, ſobald die Veröffentlichung der periodiſchen Druckichrift erfolge, 
als Vergehen zu betrachten. L. F. mußte daher dieſes Vergehens ſchuldig 
erklärt werden, wenn er auch jene Eigenſchaften beſaß, welche im 8 12 
des Preßgeſetzes von einem verantwortlichen Redacteur gefordert werden. 
Seine Entſchuldigung, er habe in gutem Glauben gehandelt, verdiene 
keine Beachtung, weil darin bloß eine Unwiſſenheit des Geſetzes gelegen 
wäre, und weil er jedenfalls das Bewußtſein haben mußte, daß er eine 
falſche Angabe in der Anzeige vorbringe“. 


| 


47 


Gegen dieſes Urtheil brachte L. F. die Nichtigkeitsbeſchwerde ein der ſtrafgeſetzlichen Verantwortung ſubſtituirt werde; und man würde 
und ſtützte dieſelbe 1. auf $ 281, 3. 4 St. P. O., weil der Gerichtshof die Maßregeln gegen die Mißbräuche der Preſſe illuſoriſch machen, wenn 
ſeinem Antrage auf Vorladung von Zeugen, welche beſtätigt hätten, daß eine gemiethete Perſönlichkeit an Stelle des wirklichen Redacteurs, welcher 


er ſich thatſächlich doch mit der Redaction beſchäſtigte, nicht Folge gegeben 
habe; 2. auf § 281, 3. 9 a und 10 St. P. O., weil die Anficht 
des Gerichtshoſes, daß zu den vom Geſetze geforderten Eigenſchaften 
eines Zeitungsredacteurs auch wiſſenſchaftliche Bildung gehöre, nach 
§ 12 des Preßgeſetzes vom Jahre 1862 unrichtig ſei; feine Angabe, 
daß er als verantwortlicher Redacteur zu gelten habe, könne von Nie⸗ 
manden als eine ſalſche bezeichnet werden, und es ſei auch unrichtig, 
daß die Redaction von den auf der Erklärung vom 2. Mai (J. N. 12) 
gefertigten Perſonen geführ wurde. Endlich 3. auf $ 281. Z. 9 b St. 
P. O., weil er indem er in der Anzeige als verantwortlicher Redacteur 
des „Trentino“ aufgeführt wurde, in dieſem Vorgange etwas Strafbares 
nicht erkennen konnte; er habe ja auch früher ohne Anſtand als Re⸗ 
dacteur fungirt, und ebenſo ſeien M. und F, vollſtändig unwiſſende 
Menſchen, mit Entſcheidung der kuk Statthalterei als Redacteure aner⸗ 
kannt worden; es ſei überhaupt Sitte, als Redacteure nur vorgeſchobene 
Perſonen namhaft zu machen. 

Der Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 3. December 
1877, Z. 11.315: Die Nichtigkeitsbeſchwerde wird verworfen und der 
Nichtigkeitswerber in die allenfalls dadurch verurſachten Koſten verurtheilt. 

In den Gründen wird geſagt: „Das Erkenntniß wurde aus den 
Nichtigkeitsgründen des § 281, Z. 9 lit a und Z. 10 St. P. O. 
angefochten, weil die dem F. angeſchuldete Handlung keinen ſtrafbaren 
Thatbeſtand bilde, da F. mit allen im $ 12 des Geſetzes vom 17. 
December 1872 verlangten Erforderniſſen eines Redacteurs verſehen ſei, 
während das im Geſetze vom 27. Mai 1852 feſtgeſetzte weitere Er⸗ 
forderniß einer wiſſenſchaftlichen Bildung im neuen Geſetze ausgelaſſen 
erſcheint, und weil es nicht angehe, noch weiter zu erforſchen, ob § 
wirklich der Redacteur ſei, wenn er nur die Verantwortlichkeit dem 
Geſetze gegenüber trägt und ob er auch wirklich als ſolcher fungiren 
oder die bezüglichen Verrichtungen anderen Perſonen überlaſſe. Der 
Gerichtshof von Trient nahm in ſeinem Erkenntniſſe ſowie in deſſen 
Gründen als erwieſen an, daß F. gemäß der Vorſchrift des 8 10 des 
Geſetzes vom 17. December 1862 ſich am 21. April 1877 als ver⸗ 
antwortlicher Redacteur des „Trentino“ bei der Staatsanwaltſchaft an⸗ 
gezeigt und auf Grundlage dieſer Anzeige vom 3. Mai an die perio⸗ 
diſche Zeitſchrift herausgegeben habe, während er in Wirklichkeit wußte, 


daß er nicht wirklich Redacteur, ſondern bloß Strohmann für andere 


Perſonen ſei, welche, obwohl ſie die Zeitung ganz redigiren, doch vor 
dem Geſetze nicht als Redacteure erſcheinen wollen. Nach $ 288, 3. 3 
St. P. O. hat der Caſſationshof ſeinem Erkenntniſſe in der Sache ſelbſt 
jene Thatſachen zu Grunde zu legen, welche der Gerichtshof erſter Inſtanz 
ohne Ueberſchreitung der Anklage feſtgeſtellt hat, und es muß daher 
angenommen werden, daß F., als er ſeine Anzeige überreichte, gar nicht 
die Abſicht hatte, wirklich als Redacteur zu fungiren und daß er wußte, 
daß andere Individuen ſtatt ſeiner die Redaction führen werden und 
daß auch bei den wirklich erſolgten Veröffentlichungen nicht er ſelbſt, 
ſondern Andere als Redacteure ſungirten. Es unterliegt daher keinem 
Zweifel, daß mit der beſagten Anzeige und mit dem darauf gefolgten 
Erſcheinen des Blattes, welches den Namen des F. als Redacteur trug, 
die öffentliche Behörde, welcher die Ueberwachung der periodiſchen 
Preſſe zukommt, wiſſentlich über die Perſon des wirklichen Redacteurs 
in Irrthum geſührt wurde, daß daher die beſagte Anzeige eine falſche 
Angabe enthielt, und daß demnach auf eine ſolche Handlungsweiſe alle 
Erforderniſſe des im § 11, 2. Abſatz Preßgeſetz, vorgeſehenen Ver⸗ 
gehens pafſen. Das Preßgeſetz zählt nun im § 12 die Erforderniſſe 
eines Redacteurs auf und verlangt im $ 10, 3. 2, daß ein mit den 
geſetzlichen Erforderniſſen verſehener verantwortlicher Redacteur der Be⸗ 
hörde angezeigt werde; es ſind daher dieſe geſetzlichen Erforderniſſe an⸗ 
geordnet zur Vorſicht gegen Mißbräuche der Preßfreiheit. Dieſe geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften würden aber ganz illuſoriſch gemacht, wenn es erlaubt 
wäre, daß ſich hinter einem Strohmanne, welcher ſich der Behörde als 
verantwortlicher Redacteur vorſtellt, der wirkliche Redacteur verberge, 
welcher wegen Mangels eines oder des anderen geſetzlichen Erforder⸗ 
niſſes nach dem Geſetze zu einer ſolchen Thätigkeit unfähig wäre. Mit 
jeder anderen Auslegung des beſagten § 11, wie insbeſondere auch mit 
der vom Beſchwerdeführer gewollten Auslegung würde man die oberſten 
Grundſätze der Strafgeſetzgebung verletzen, weil man dahin gelangen 


ſicher vor jeder Gefahr ungeſtraft das Geſetz verletzte, der Strafjuſtiz 
überantwortet würde. Wenn nun hier eingewendet wird, es ſei unmög⸗ 
lich, daß eine einzige Perſon ſich mit der Redaction einer großen Zeitung 
befaſſe, jo iſt auch im $ 10, 8. 2 der Fall vorgeſehen, daß mehrere 
Perſonen Redacteure einer Zeitung ſein können, und wenn ein einziger 
Redacteur wirklich gezwungen wäre, die Mitwirkung anderer nicht ber 
nannter Perſonen in Anſpruch zu nehmen, ſo könnte er doch die Haupt⸗ 
leitung der Redaction und die bezügliche Ueberwachung leiſten, aber es 
dürfte ſich der Behörde nicht eine Perſon als Redacteur nennen, welche 
durchaus nicht geſonnen iſt, dieſe Thätigkeit zu übernehmen und welche 
wiſſentlich ſich bloß als Deckmantel für die geſetzliche Verantwortlichkeit 
des Anderen hinſtellt. Aus dieſen Gründen wurde die auf § 281, 
Z. 9 und Z. 10 St. P. O. geſtützte Nichtigkeitsbeſchwerde zurückge⸗ 
wieſen und ebenſo die aus $ 281, 3. 9 lit. b abgeleitete Beſchwerde, 
welche ſich darauf ſtützte, daß F. nicht wiſſen konnte, daß er mit ſeiner 
Benennung als Redacteur eine falſche Angabe mache, da er ja ſchon 
früher ohne geſetzliche Ahndung in dieſer Eigenſchaft fungirt hatte. Um 
dieſe Einwendung zu widerlegen, genügt die Hinweiſung auf § 3 St. 
G. B., wonach die Unkenntniß des Strafgeſetzes die ſtraſgeſetzliche Ver⸗ 
antwortung nicht aufhebt und die Erwägung, daß die frühere Ungeſtraft⸗ 
heit eines Delictes keinen Anſpruch auf Strafloſigkeit für die Zukunft 
begründe.“ 


Haftung des Dienſtherrn für die von den Dienſtleuten in Aus: 
übung ihres Dienſtes begangenen Beſitzſtörungen. 


Dem B. wurde nach durchgeführtem Beſitzſtörungsſtreite das Be⸗ 
fahren der Wieſe des A. bei Geldſtrafe unterſagt. Als hienach C., der 
Knecht des B. über die Wieſe des A. fuhr, wurde B. in allen In⸗ 
ſtanzen vom oberſten Gerichtshofe mit Entſcheidung vom 30. October 
1877, Z. 12.930, zur Zahlung der angedrohten Geldſtraſe verurtheilt, 
weil das Fahren des C. im Intereſſe des B. geſchah, daher auch nur 
dieſem zugerechnet werden kann, und ein Dienſtherr die von ſeinen 
Dienſtleuten in Ausübung ihres Dienſtes begangenen Beſitzſtörungen 
auch dann zu vertreten habe, wenn er hiezu den Auftrag nicht gege⸗ 
ben hatte. Ger. Zeit. 


Nückſichtnahme auf den Beſtand bürgerlicher Ehehinderniſſe bei 
der Entſcheidung über die Ertheilung des politiſchen Ehe⸗ 
conſenſes. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 28. December 
1877, 3. 15.984 in nachſtehender Weiſe entſchieden: „Das Miniſterium 
des Innern findet dem Recurſe des Johann V. aus M. gegen die 
Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Innsbruck vom 11. September 
1877 keine Folge zu geben, weil mit Rückſicht auf die im vorliegenden 
Falle obwaltenden Umſtände von dem Hinderniſſe, welches im Grunde 
des Hofkanzleideeretes vom 4. Auguſt 1814 (Polit. Gef. Samml. 
Nr. 64), wornach eine katholiſche Perſon mit einer getrennten akatholi⸗ 
ſchen bei Lebzeiten des geſchiedenen Gegentheiles keine giltige Ehe ein⸗ 
gehen kann, der Eingehung der Ehe zwiſchen Johann V. und Ka⸗ 
roline H., geſchiedenen R. entgegenſteht, bei der Entſcheidung über die 
Ertheilung des politiſchen Eheconſenſes an Johann V. nicht abgeſehen 
werden kann.“ M. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 


Waſſerbezugsrechte aus Waſſerleitungen der Gemeinden. 


Eine Gemeinde darf an der zur Verſorgung der Ortſchaft mit 
Waſſer beſtehenden Leitung eigenmächtig und mit Störung beſtehender 
Benützungsrechte eine Aenderung nicht vornehmen. Ueber die of ob 


würde, zuzulaſſen, daß eine andere Perſon dem wirklich Schuldigen in derlei privatrechtliche Benützungsrechte beſtehen und ob und wie dieſelben 


gegen Störung zu ſchützen und eventuell unter beſtimmten im Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze begründeten Beſtimmungen anderweitig zu regeln ſeien, ent⸗ 
ſcheiden die. Verwaltungsbehörden nach den Beſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches und des Waſſerrechtsgeſetzes. 

Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 14. April 1877, Z. 473. 


„Waſſerbauten, Weg⸗ und Brückenbauten. 


Die Competenz der Verwaltungsbehörden zur Entſcheidung in 
Waſſerrechtsangelegenheiten z. B. in Betreff des Uferſchutzes, Inſtand⸗ 
haltung bewilligter Waſſeranlagen u. dgl., tritt auch dann ein, wenn 
derlei Angelegenheiten hervorgerufen werden oder zuſammentreffen mit 
Weg⸗ und Brückenbauten, welche den autonomen Wirkungskreis der 
Gemeinden oder der Landesausſchüſſe berühren. 
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Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 19. April 1877, Z. 2018. 


Naſche und vollftändige Erledigung der Waſſerrechtsangelegen⸗ 
heiten durch die Behörden. 


1. Die Verwaltungsbehörden haben in Waſſerrechtsangelegenheiten 
auf eine möglichſt raſche und vollſtändige Regelung ſtreitiger Waſſer⸗ 
rechtsverhältniſſe hinzuwirken und ſich in der Regel nicht mit dem Aus⸗ 
ſpruche zu begnügen, ob eine hergeſtellte Anlage einer Bewilligung 
bedurfte oder nicht, ſondern ſoweit es nur immer thunlich iſt, jenen 
Zuſtand herbeizuführen, welcher geeignet iſt, für die Parteien als 
dauernde und ſichere Rechtsbaſis für ihre Waſſerrechtsverhältniſſe zu dienen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 19. April 1877, Z. 3808. 


Notiz. 


(Geſchäftsausweis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes im 


Jahre 1877.) 


Der Verwaltungsgerichtshof hat im Jahre 1877 über 470 Beſchwerden 
Beichlüffe gefaßt. Von dieſen waren 294 Agenden des allgemeinen Senates und 
176 Agenden des Finanzſenates! Von den 470 Beſchwerden wurden 230 a limine 
abgewieſen. In 23 Fällen wurde wegen Klagslosſtellung des Beſchwerdeführers 
und in 22 Fällen wegen Abſtehung von der Beſchwerde das Verfahren eingeſtellt. 
Es gelangten ſonach 195 Beſchwerden zur meritoriſchen Entſcheidung. Mündliche 
Verhandlungen fanden 168 ſtatt, davon waren 167 öffentlich, 1 nicht öffentlich. 
Muthwillensſtrafen wurden in 2 Fällen mit dem Geſammtbetrage von 30 fl. 
(in dem einen Falle mit 25 fl., in dem andern mit 5 fl.) verhängt. Der Erſatz 
der Koſten des Verfahrens wurde in 35 Fällen mit einem Geſammtbetrage von 
1652 fl. 72 kr. auferlegt. 

Von den in Behandlung gebrachten Beſchwerden betrafen 367 den Geſchäfts⸗ 
kreis der Miniſterien und zwar betrafen das Reſſort 


des Finanzminiſteriu ns 192 
des Miniſteriums des Innern 95 
des Cultusminiſter ius 21 
des Unterrichtsminiſteriu ess 20 
des Ackerbauminiſteriun ss. 18 
des Handelsminiſteriu nnz 12 
des Juſtizminiſteriunn d.. 7 
des Landesvertheidigungs⸗Miniſteriums 2 


Fälle. 


Meritoriſch wurde über 165 dieſer Fälle erkannt und betrafen von meri⸗ 


2. Wenn den Behörden Waſſeranlagen als geſetzwidrig bezeichnet toriſchen Entſcheidungen das Reſſort 


werden, iſt ſoweit thunlich mit der Unterſuchung über den Beſtand der 
Gebrechen auch die Erhebung über die Art und Weiſe der Abhilfe zu 


verbinden und find, um wiederholte Verhandlungen zu vermeiden, mit 


der Entſcheidung über die Beſeitigung der Gebrechen wo möglich auch 
die etwa geſtellten Anträge über die künftige Benützung des Waſſers 
oder über Regelung der Theilnahme am Waſſer u. dgl. zu erledigen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 20. April 1877, Z. 3750. 


-Aufſatzbretter bei Stauanlagen. 


Der Gebrauch von Aufſatzbrettern bei Stauwehren, inſoweit da⸗ 
durch die bewilligte Stauhöhe nicht überſchritten wird oder ſonſt eine 
beſondere Verfügung nicht entgegenſteht, iſt weder im Waſſerrechtsgeſetze 
noch in der Strompolizei⸗Vorſchriſt (für Böhmen vom 10. Febrnar 
1854) verboten. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 20. April 1877, Z. 3750. 


Waſſerſchäden in Folge von Eiſenbahnbauten. 


Wenn in Folge eines bewilligten Eiſenbahnbaues Waſserſchäden 
entſtehen, ſo iſt die Eiſenbahn gemäß der 88 1295, 1338 a. b. G. B. 
und 8 10 lit. b des Eiſenbahn⸗Conceſſionsgeſetzes vom 14. September 
1854, R. G. Bl. Nr. 238, zum Erſatze zu verurtheilen, ungeachtet 
das Bauproject, welches ihr auf Grund der mit Beiziehung der Anz | 
rainer gepflogenen Begehungs⸗Commiſſion vorgeſchrieben worden iſt, 
durch die Collaudirung die Genehmigung erhalten hat, wenn nachträglich 
der Beweis geliefert wird, daß die Bauführung die ihr zur Pflicht ge⸗ 
machte, jede Beſchädigung verhindernde Herſtellung der Bauobjecte nicht 
in der erwähnten Weiſe ausgeführt habe. 

Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 24. April 1877, Z. 15404. 
(Gerichtshalle Nr. 50 ex 1877.) 


Hinzutreten neuer Werke an einen beſtehenden Werkcanal. 


Wenn an einem beftehenden Werkcanale die Errichtung eines 
neuen Werkes oder eine ſonſtige neue Waſſerbenützung bewilligt wird, 
ſo iſt der Streit, ob der neue Theilnehmer an der Waſſerbenützung zur 
uf ſtandhaltung der gemeinſamen Zwecken dienenden Werkanlagen einen 
Beitrag zu leiſten habe und in welchem Betrage oder nach welchem 
Maßſtabe nicht vor den Civilrichter zu verweiſen, ſondern von den Ver⸗ 
woltungsbehörden nach dem Waſſerrechtsgeſetze zu entſcheiden. 

\ Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 1. Mai 1874, Z. 3368. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaecteur: 


des Finanzminiſteriu neee 89 
des Miniſteriums des Inneern 38 
des Eultusminifteriums . » .o » 2.2... 10 
des Unterrichtsm'nifteriumd . - . 2... 9 
des Uderbauminifteriums . ss. 11 
des Handelsminiſteriu ns 5 
des Juſtizminiſteriu mee 1 
des Landesvertheidigungs⸗Miniſteriums 2 


Von dieſen Entſcheidungen lauteten 106 auf Abweiſung des Beſchſverde⸗ 
führers, während in 59 Fällen (in 30 Fällen wegen mangelhaften Verfahrens 
und in 29 Fällen wegen Geſetzwidrigkeit) der Beſchwerde Folge gegeben wurde. 

Fälle der Folgegebung der Beſchwerden betrafen das Reſſort 


des Finanzminiſteriu nne 28 
des Miniſteriums des Innern 16 
des Cultusminiſ terium 5 
des Unterrichtsminiſteriumms 2 
des Ackerbauminiſteriun ss. 6 
des Handelsminiſteriummemeee 2 


Den Geſchäftskreis der autonomen Organe betrafen 74 der in Behand⸗ 
lung gebrachten Beſchwerden und entfallen 
auf Böhmen 
auf Galizien 
auf Schleſien 
af ee e 
een eee N, 
auf Nieder⸗Oeſterreich 
auf Ober⸗Oeſterreich 
auf Dalmatien 
auf Möähten . e. 
auf Steiermark 
auf Kärnten n., bee ee, 
auf Görz und Gradiska 
dieſer Beſchwerden. 
Ueber 30 von dieſen Beſchwerden wurde meritoriſch erkannt und lauteten 
15 Erkenntniſſe auf Abweiſung des Beſchwerdeführers, 15 (in 8 Fällen wegen 
mangelhaften Verfahrens, in 7 Fällen wegen Geſetzwidrigkeit) auf Folgegebung 
der Beſchwerde. 
Außerdem kamen 29 Beſchwerden zur Behandlung, die gegen keine der 
Verwaltungsbehörden der im Reichsrathe vertretenen Länder gerichtet waren. 
Dieſe 29 Beſchwerden wurden a limine zurückgewieſen. 
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ar Siezu als Beilage: Bogen 4 u. 5 der 


Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes. 


A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


